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Ordnungsbehördliche
Verordnung über die

abweichende Festsetzung der
allgemeinen Sperrzeit für

Schank- und Speise -
wirtschaften im Gebiet der
Stadt Mönchengladbach

(Sperrzeitverordnung)

vom 17. Februar 2017

Auf Grund der §§ 27 ff. des Gesetzes
über Aufbau und Befugnisse der Ord-
nungsbehörden – Ordnungsbehörden -
gesetz (OBG) – in der Fassung der
Bekannt machung vom 13. Mai 1980 (GV.
NRW. S. 528), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 2. Oktober 2014 (GV. NRW
S. 622) – SGV. NRW. 2060 –, in Ver -
bindung mit § 3 der Verordnung zur
Übertragung von Ermächtigungen, zur
Regelung von Zuständigkeiten und Fest -
legungen auf dem Gebiet des Ge -
werberechts (Gewerberechtsverordnung –
GewRV) vom 17. November 2009 (GV.
NRW. S. 626), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 21. Juni 2016 (GV. NRW.
S. 487) - SGV. NRW. 7101 -, wird von der
Stadt Mönchengladbach als örtlicher Ord-
nungsbehörde gemäß Beschluss des
Rates der Stadt Mönchengladbach vom
16. Februar 2017 für das Stadtgebiet
Mönchengladbach folgende Verordnung
erlassen:

§ 1 Teilweise allgemeine Aufhebung
der Sperrzeit für das gesamte
Stadtgebiet

Die nach § 3 Abs. 3 Satz 1 der Verordnung
zur Übertragung von Ermächtigungen
zur Regelung von Zuständigkeiten und
Fest legungen auf dem Gebiet des Ge -
werberechts (Gewerberechtsverordnung –
Gew RV) bestimmte Sperrzeit für Schank-
und Speisewirtschaften von 5.00 bis 6.00
Uhr wird allgemein für das Stadtgebiet

Mönchengladbach an folgenden Tagen
aufgehoben:
1. Samstage,
2. Sonntage,
3. Feiertage im Sinne des § 2 des Ge -

setzes über die Sonn- und Feiertage
(Feiertagsgesetz NRW) mit Ausnahme
der Stillen Feiertage im Sinne des § 6
des vorgenannten Gesetzes,

4. Karnevalstage (Freitag nach Altweiber-
donnerstag, Rosenmontag und Veil-
chendienstag).

§ 2 Allgemeine Verlängerung der Sperr -
zei t für das Altstadtgebiet

(1) Die nach § 3 Abs. 3 Satz 1 GewRV
bestimmte Sperrzeit für Schank- und
Speisewirtschaften von 5.00 bis 6.00 Uhr
wird allgemein für das Altstadtgebiet ver-
längert. Die Sperrzeit beginnt abweichend
von § 3 Abs. 3 Satz 1 GewRV um 3.00 Uhr
und endet um 8.00 Uhr. § 1 bleibt un-
berührt.
(2) Der räumliche Geltungsbereich des Alt-
stadtgebietes wird wie folgt abgegrenzt:

Aachener Straße                  2        98        3        67
Abteiberg                                        gesamt
Abteistraße                        14        42        ———
Alter Markt                                      gesamt
An der Stadtmauer                          gesamt
Anna-Schiller-Stiege                       gesamt
Barbarossastraße                2        2a        1          3
Edmund-Erlemann-Platz                 gesamt
Gasthausstraße                               gesamt
Heinrichstraße                                 gesamt
Hindenburgstraße                2        34        3        43
Kapuzinerplatz                                gesamt
Kapuzinerstraße                              gesamt
Kirchplatz                                        gesamt
Krichelstraße                                   gesamt
Ludwigstraße                                  gesamt
Marktstieg                                       gesamt
Neustraße                                       gesamt

Portalstieg                                       gesamt
Propst-Kauff-Stiege                        gesamt
Rathausplatz                                   gesamt
Rathausstraße                                 gesamt
Sandradstraße                                gesamt
Sternstraße                          ———           1          5
Turmstiege                                      gesamt
ternstraße                             ———           1          5
Viersener Straße                  ———         21        39
Waldhausener Straße          2      160        1      171
Wallstraße                                       gesamt
Weiherstraße                       2        14      21        55

§ 3 Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt eine Woche nach
ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt
die Ordnungsbehördliche Verordnung
über die teilweise allgemeine Aufhebung
der Sperrzeit für Schank- und Speise -
wirtschaften im Gebiet der Stadt Mön -
chengladbach (Sperrzeitverordnung) vom
20. Dezember 2012 (Abl. MG S. 229)
außer Kraft.

Die vorstehende ordnungsbehördliche
Verordnung wird hiermit verkündet. Auf
die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1
der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen wird hingewiesen.
Diese Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs -
pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht -
liche Bestimmung oder der Flächen -
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nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats -
beschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.“

Mönchengladbach, den 17. Februar 2017

Hans Wilhelm Reiners
Oberbürgermeister

Ordnungsbehördliche
Verordnung über das

Offenhalten von
Verkaufsstellen an Sonn- oder
Feiertagen in den Stadtteilen
der Stadt Mönchengladbach

am 30. April 2017
vom 17. Februar 2017

Auf Grund des § 6 des Gesetzes zur
Regelung der Ladenöffnungszeiten
(Laden öffnungsgesetz – LÖG NRW) vom
16. November 2006 (GV. NRW. S. 516),
geändert durch Gesetz vom 30. April 2013
(GV. NRW. S. 208) – SGV. NRW. 7113 –,
und der §§ 27 ff. des Gesetzes über Auf-
bau und Befugnisse der Ordnungsbehör-
den – Ordnungsbehördengesetz (OBG) –
in der Fassung der Bekanntmachung vom
13. Mai 1980 (GV. NRW. S. 528), zuletzt
ge ändert durch Gesetz vom 2. Oktober
2014 (GV. NRW. S. 622) – SGV. NRW
2060 –, wird von der Stadt Mönchenglad-
bach als örtliche Ordnungsbehörde durch
Beschluss des Rates vom 16. Februar
2017 für den nachbezeichneten Stadtteil
verordnet:

§ 1
Verkaufsstellen dürfen in dem Stadtteil
Rheindahlen-Mitte
- Mühlentorplatz
- St.-Helena-Platz
- Am Mühlentor 2 bis 27
- Plektrudisstraße 5 bis 23 
- Beeckerstraße 15 bis 37 
am 30. April 2017 zwischen 13.00 Uhr und
18.00 Uhr geöffnet sein.

§ 2
(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig im Rahmen des § 1
Verkaufsstellen außerhalb der dort zu -
gelassenen Geschäftszeiten offenhält.
(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann nach
§ 13 des Gesetzes zur Regelung der
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungs -
gesetz – LÖG NRW) mit einer Geldbuße
bis zu 5000,00 EUR (in Worten: fünf -
tausend Euro) geahndet werden.

§ 3
Diese Verordnung tritt eine Woche nach
ihrer Verkündung in Kraft.

Die vorstehende ordnungsbehördliche
Verordnung wird hiermit verkündet. Auf
die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1
der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen wird hingewiesen. Diese
Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs -
pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An -
zeigeverfahren wurde nicht durch -
geführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht -
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats -
beschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.“

Mönchengladbach, den 17. Februar 2017

Hans Wilhelm Reiners
Oberbürgermeister

Ordnungsbehördliche
Verordnung über das

Offenhalten von
Verkaufsstellen an Sonn- oder
Feiertagen in den Stadtteilen
der Stadt Mönchengladbach

am 7. Mai 2017
vom 17. Februar 2017

Auf Grund des § 6 des Gesetzes zur
Regelung der Ladenöffnungszeiten
(Laden öffnungsgesetz – LÖG NRW) vom
16. November 2006 (GV. NRW. S. 516),
geändert durch Gesetz vom 30. April 2013
(GV. NRW. S. 208) – SGV. NRW. 7113 –,
und der §§ 27 ff. des Gesetzes über Auf-
bau und Befugnisse der Ordnungsbehör-
den – Ordnungsbehördengesetz (OBG) –
in der Fassung der Bekanntmachung vom
13. Mai 1980 (GV. NRW. S. 528), zuletzt
ge ändert durch Gesetz vom 2. Oktober
2014 (GV. NRW. S. 622) – SGV. NRW
2060 –, wird von der Stadt Mönchenglad-
bach als örtliche Ordnungsbehörde durch
Beschluss des Rates vom 16. Februar
2017 für den nachbezeichneten Stadtteil
verordnet:

§ 1
Verkaufsstellen dürfen in dem Stadtteil
Odenkirchen-Mitte
- Martin-Luther-Platz
- Burgfreiheit 53 bis 112 
- Laurentiusplatz 1 bis 7

am 7. Mai 2017 zwischen 13.00 Uhr und
18.00 Uhr geöffnet sein.

§ 2
(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig im Rahmen des § 1
Verkaufsstellen außerhalb der dort zu -
gelassenen Geschäftszeiten offenhält.
(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann nach
§ 13 des Gesetzes zur Regelung der
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungs -
gesetz – LÖG NRW) mit einer Geldbuße
bis zu 5000,00 EUR (in Worten: fünf -
tausend Euro) geahndet werden.

§ 3
Diese Verordnung tritt eine Woche nach
ihrer Verkündung in Kraft.

Die vorstehende ordnungsbehördliche
Verordnung wird hiermit verkündet. Auf
die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1
der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen wird hingewiesen. Diese
Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs -
pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An -
zeigeverfahren wurde nicht durch -
geführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht -
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats -
beschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.“

Mönchengladbach, den 17. Februar 2017

Hans Wilhelm Reiners
Oberbürgermeister

Ordnungsbehördliche
Verordnung über das

Offenhalten von
Verkaufsstellen an Sonn- oder
Feiertagen in den Stadtteilen
der Stadt Mönchengladbach

am 18. Juni 2017
vom 17. Februar 2017

Auf Grund des § 6 des Gesetzes zur
Regelung der Ladenöffnungszeiten
(Laden öffnungsgesetz – LÖG NRW) vom
16. November 2006 (GV. NRW. S. 516),
geändert durch Gesetz vom 30. April 2013
(GV. NRW. S. 208) – SGV. NRW. 7113 –,
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und der §§ 27 ff. des Gesetzes über Auf-
bau und Befugnisse der Ordnungsbehör-
den – Ordnungsbehördengesetz (OBG) –
in der Fassung der Bekanntmachung vom
13. Mai 1980 (GV. NRW. S. 528), zuletzt
ge ändert durch Gesetz vom 2. Oktober
2014 (GV. NRW. S. 622) – SGV. NRW
2060 –, wird von der Stadt Mönchenglad-
bach als örtliche Ordnungsbehörde durch
Beschluss des Rates vom 16. Februar
2017 für den nachbezeichneten Stadtteil
verordnet:

§ 1
Verkaufsstellen dürfen in dem Stadtteil
Rheydt
- Limitenstraße 1 bis 60 
- Gracht von Limitenstraße bis Gracht 23 
- Gracht von Limitentraße bis Gracht 8 
- Stresemannstraße 1 bis 83 
- Friedrich-Ebert-Straße 19 bis 59 
- Hauptstraße 1 bis 110 
- Paulstraße 
- Tellmannplatz 
- Wilhelm-Strater-Straße 1 bis 10
- Mühlenstraße 2 bis 20
- Markt
- Marktstraße
- Am Neumarkt
- Harmoniestraße 
am 18. Juni 2017 zwischen 13.00 Uhr und
18.00 Uhr geöffnet sein.

§ 2
(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig im Rahmen des § 1
Verkaufsstellen außerhalb der dort zu -
gelassenen Geschäftszeiten offenhält.
(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann nach
§ 13 des Gesetzes zur Regelung der
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungs -
gesetz – LÖG NRW) mit einer Geldbuße
bis zu 5000,00 EUR (in Worten: fünf -
tausend Euro) geahndet werden.

§ 3
Diese Verordnung tritt eine Woche nach
ihrer Verkündung in Kraft.

Die vorstehende ordnungsbehördliche
Verordnung wird hiermit verkündet. Auf
die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1
der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen wird hingewiesen. Diese
Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs -
pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An -
zeigeverfahren wurde nicht durch -
geführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht -
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats -
beschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.“

Mönchengladbach, den 17. Februar 2017

Hans Wilhelm Reiners
Oberbürgermeister

Ordnungsbehördliche
Verordnung über das

Offenhalten von
Verkaufsstellen an Sonn- oder

Feiertagen in den Stadtteilen
der Stadt Mönchengladbach

am 3. September 2017
vom 17. Februar 2017

Auf Grund des § 6 des Gesetzes zur
Regelung der Ladenöffnungszeiten
(Laden öffnungsgesetz – LÖG NRW) vom
16. November 2006 (GV. NRW. S. 516),
geändert durch Gesetz vom 30. April 2013
(GV. NRW. S. 208) – SGV. NRW. 7113 –,
und der §§ 27 ff. des Gesetzes über Auf-
bau und Befugnisse der Ordnungsbehör-
den – Ordnungsbehördengesetz (OBG) –
in der Fassung der Bekanntmachung vom
13. Mai 1980 (GV. NRW. S. 528), zuletzt
ge ändert durch Gesetz vom 2. Oktober
2014 (GV. NRW. S. 622) – SGV. NRW
2060 –, wird von der Stadt Mönchenglad-
bach als örtliche Ordnungsbehörde durch
Beschluss des Rates vom 16. Februar
2017 für den nachbezeichneten Stadtteil
verordnet:

§ 1
Verkaufsstellen dürfen in dem Stadtteil
Giesenkirchen-Mitte
- Konstantinstraße 129 bis 190
- Dominikus-Vraetz-Straße von Konstan -
tinstraße bis Dominikus-Vraetz-Straße 5 

- Konstantinplatz
- Heukenstraße von Konstantinplatz bis
Heukenstraße 12

- Kleinenbroicher Straße von Konstantin-
platz bis Kleinenbroicherstraße 2

- Borrengasse von Konstantinplatz bis
Borrengasse 7

- Dömgesstraße 8 
am 3. September 2017 zwischen 13.00
Uhr und 18.00 Uhr geöffnet sein.

§ 2
(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig im Rahmen des § 1
Verkaufsstellen außerhalb der dort zu -
gelassenen Geschäftszeiten offenhält.
(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann nach
§ 13 des Gesetzes zur Regelung der
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungs -
gesetz – LÖG NRW) mit einer Geldbuße
bis zu 5000,00 EUR (in Worten: fünf -
tausend Euro) geahndet werden.

§ 3
Diese Verordnung tritt eine Woche nach
ihrer Verkündung in Kraft.

Die vorstehende ordnungsbehördliche
Verordnung wird hiermit verkündet. Auf
die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1
der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen wird hingewiesen. Diese
Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs -
pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An -
zeigeverfahren wurde nicht durch -
geführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht -
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats -
beschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.“

Mönchengladbach, den 17. Februar 2017

Hans Wilhelm Reiners
Oberbürgermeister

Ordnungsbehördliche
Verordnung über das

Offenhalten von
Verkaufsstellen an Sonn- oder
Feiertagen in den Stadtteilen
der Stadt Mönchengladbach

am 10. September 2017
vom 17. Februar 2017

Auf Grund des § 6 des Gesetzes zur
Regelung der Ladenöffnungszeiten
(Laden öffnungsgesetz – LÖG NRW) vom
16. November 2006 (GV. NRW. S. 516),
geändert durch Gesetz vom 30. April 2013
(GV. NRW. S. 208) – SGV. NRW. 7113 –,
und der §§ 27 ff. des Gesetzes über Auf-
bau und Befugnisse der Ordnungsbehör-
den – Ordnungsbehördengesetz (OBG) –
in der Fassung der Bekanntmachung vom
13. Mai 1980 (GV. NRW. S. 528), zuletzt
ge ändert durch Gesetz vom 2. Oktober
2014 (GV. NRW. S. 622) – SGV. NRW
2060 –, wird von der Stadt Mönchenglad-
bach als örtliche Ordnungsbehörde durch
Beschluss des Rates vom 16. Februar
2017 für den nachbezeichneten Stadtteil
verordnet:

§ 1
Verkaufsstellen dürfen in dem Stadtteil
Rheydt
- Limitenstraße 1 bis 60 
- Gracht von Limitenstraße bis Gracht 23 
- Gracht von Limitentraße bis Gracht 8 
- Stresemannstraße 1 bis 83 
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- Friedrich-Ebert-Straße 19 bis 59 
- Hauptstraße 1 bis 110 
- Paulstraße 
- Tellmannplatz 
- Wilhelm-Strater-Straße 1 bis 10
- Mühlenstraße 2 bis 20
- Markt
- Marktstraße
- Am Neumarkt
- Harmoniestraße 
am 10. September 2017 zwischen 13.00
Uhr und 18.00 Uhr geöffnet sein.

§ 2
(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig im Rahmen des § 1
Verkaufsstellen außerhalb der dort zu -
gelassenen Geschäftszeiten offenhält.
(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann nach
§ 13 des Gesetzes zur Regelung der
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungs -
gesetz – LÖG NRW) mit einer Geldbuße
bis zu 5000,00 EUR (in Worten: fünf -
tausend Euro) geahndet werden.

§ 3
Diese Verordnung tritt eine Woche nach
ihrer Verkündung in Kraft.

Die vorstehende ordnungsbehördliche
Verordnung wird hiermit verkündet. Auf
die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1
der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen wird hingewiesen. Diese
Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs -
pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An -
zeigeverfahren wurde nicht durch -
geführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht -
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats -
beschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.“

Mönchengladbach, den 17. Februar 2017

Hans Wilhelm Reiners
Oberbürgermeister

Ordnungsbehördliche
Verordnung über das

Offenhalten von
Verkaufsstellen an Sonn- oder
Feiertagen in den Stadtteilen
der Stadt Mönchengladbach

am 5. November 2017
vom 17. Februar 2017

Auf Grund des § 6 des Gesetzes zur
Regelung der Ladenöffnungszeiten
(Laden öffnungsgesetz – LÖG NRW) vom
16. November 2006 (GV. NRW. S. 516),
geändert durch Gesetz vom 30. April 2013
(GV. NRW. S. 208) – SGV. NRW. 7113 –,
und der §§ 27 ff. des Gesetzes über Auf-
bau und Befugnisse der Ordnungsbehör-
den – Ordnungsbehördengesetz (OBG) –
in der Fassung der Bekanntmachung vom
13. Mai 1980 (GV. NRW. S. 528), zuletzt
ge ändert durch Gesetz vom 2. Oktober
2014 (GV. NRW. S. 622) – SGV. NRW
2060 –, wird von der Stadt Mönchenglad-
bach als örtliche Ordnungsbehörde durch
Beschluss des Rates vom 16. Februar
2017 für den nachbezeichneten Stadtteil
verordnet:

§ 1
Verkaufsstellen dürfen in dem Stadtteil
Rheydt
- Limitenstraße 1 bis 60 
- Gracht von Limitenstraße bis Gracht 23 
- Gracht von Limitentraße bis Gracht 8 
- Stresemannstraße 1 bis 83 
- Friedrich-Ebert-Straße 19 bis 59 
- Hauptstraße 1 bis 110 
- Paulstraße 
- Tellmannplatz 
- Wilhelm-Strater-Straße 1 bis 10
- Mühlenstraße 2 bis 20
- Markt
- Marktstraße
- Am Neumarkt
- Harmoniestraße 
am 5. November 2017 zwischen 13.00
Uhr und 18.00 Uhr geöffnet sein.

§ 2
(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig im Rahmen des § 1
Verkaufsstellen außerhalb der dort zu -
gelassenen Geschäftszeiten offenhält.
(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann nach
§ 13 des Gesetzes zur Regelung der
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungs -
gesetz – LÖG NRW) mit einer Geldbuße
bis zu 5000,00 EUR (in Worten: fünf -
tausend Euro) geahndet werden.

§ 3
Diese Verordnung tritt eine Woche nach
ihrer Verkündung in Kraft.

Die vorstehende ordnungsbehördliche
Verordnung wird hiermit verkündet. Auf
die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1
der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen wird hingewiesen. Diese
Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann 

gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs -
pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An -
zeigeverfahren wurde nicht durch -
geführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht -
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats -
beschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.“

Mönchengladbach, den 17. Februar 2017

Hans Wilhelm Reiners
Oberbürgermeister

Ordnungsbehördliche
Verordnung über das

Offenhalten von
Verkaufsstellen an Sonn- oder
Feiertagen in den Stadtteilen
der Stadt Mönchengladbach

am 12. November 2017
vom 17. Februar 2017

Auf Grund des § 6 des Gesetzes zur
Regelung der Ladenöffnungszeiten
(Laden öffnungsgesetz – LÖG NRW) vom
16. November 2006 (GV. NRW. S. 516),
geändert durch Gesetz vom 30. April 2013
(GV. NRW. S. 208) – SGV. NRW. 7113 –,
und der §§ 27 ff. des Gesetzes über Auf-
bau und Befugnisse der Ordnungsbehör-
den – Ordnungsbehördengesetz (OBG) –
in der Fassung der Bekanntmachung vom
13. Mai 1980 (GV. NRW. S. 528), zuletzt
ge ändert durch Gesetz vom 2. Oktober
2014 (GV. NRW. S. 622) – SGV. NRW
2060 –, wird von der Stadt Mönchenglad-
bach als örtliche Ordnungsbehörde durch
Beschluss des Rates vom 16. Februar
2017 für den nachbezeichneten Stadtteil
verordnet:

§ 1
Verkaufsstellen dürfen in dem Stadtteil
Odenkirchen-Mitte
- Martin-Luther-Platz
- Burgfreiheit 53 bis 112 
- Laurentiusplatz 1 bis 7 
am 12. November 2017 zwischen 13.00
Uhr und 18.00 Uhr geöffnet sein.

§ 2
(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig im Rahmen des § 1
Verkaufsstellen außerhalb der dort zu -
gelassenen Geschäftszeiten offenhält.
(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann nach
§ 13 des Gesetzes zur Regelung der
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Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungs -
gesetz – LÖG NRW) mit einer Geldbuße
bis zu 5000,00 EUR (in Worten: fünf -
tausend Euro) geahndet werden.

§ 3
Diese Verordnung tritt eine Woche nach
ihrer Verkündung in Kraft.

Die vorstehende ordnungsbehördliche
Verordnung wird hiermit verkündet. Auf
die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1
der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen wird hingewiesen. Diese
Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs -
pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An -
zeigeverfahren wurde nicht durch -
geführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht -
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats -
beschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.“

Mönchengladbach, den 17. Februar 2017

Hans Wilhelm Reiners
Oberbürgermeister

Ordnungsbehördliche
Verordnung über das

Offenhalten von
Verkaufsstellen an Sonn- oder
Feiertagen in den Stadtteilen
der Stadt Mönchengladbach

am 10. Dezember 2017
vom 17. Februar 2017

Auf Grund des § 6 des Gesetzes zur
Regelung der Ladenöffnungszeiten
(Laden öffnungsgesetz – LÖG NRW) vom
16. November 2006 (GV. NRW. S. 516),
geändert durch Gesetz vom 30. April 2013
(GV. NRW. S. 208) – SGV. NRW. 7113 –,
und der §§ 27 ff. des Gesetzes über Auf-
bau und Befugnisse der Ordnungsbehör-
den – Ordnungsbehördengesetz (OBG) –
in der Fassung der Bekanntmachung vom
13. Mai 1980 (GV. NRW. S. 528), zuletzt
ge ändert durch Gesetz vom 2. Oktober
2014 (GV. NRW. S. 622) – SGV. NRW
2060 –, wird von der Stadt Mönchenglad-
bach als örtliche Ordnungsbehörde durch
Beschluss des Rates vom 16. Februar
2017 für den nachbezeichneten Stadtteil
verordnet:

§ 1
Verkaufsstellen dürfen in dem Stadtteil
Rheindahlen-Mitte
- St.-Helena-Platz
- Beeckerstraße 15 bis 37 
am 10. Dezember 2017 zwischen 13.00
Uhr und 18.00 Uhr geöffnet sein.

§ 2
(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig im Rahmen des § 1
Verkaufsstellen außerhalb der dort zu -
gelassenen Geschäftszeiten offenhält.
(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann nach
§ 13 des Gesetzes zur Regelung der
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungs -
gesetz – LÖG NRW) mit einer Geldbuße
bis zu 5000,00 EUR (in Worten: fünf -
tausend Euro) geahndet werden.

§ 3
Diese Verordnung tritt eine Woche nach
ihrer Verkündung in Kraft.

Die vorstehende ordnungsbehördliche
Verordnung wird hiermit verkündet. Auf
die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1
der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen wird hingewiesen. Diese
Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs -
pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An -
zeigeverfahren wurde nicht durch -
geführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht -
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats -
beschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.“

Mönchengladbach, den 17. Februar 2017

Hans Wilhelm Reiners
Oberbürgermeister

Oberbürgermeister

Erster Nachtrag
zur Satzung der Stadt

Mönchengladbach über die
Gestaltung von Werbeanlagen

und Warenautomaten im
Innenstadtkern Rheydt

vom 17. Februar 2017

Aufgrund des § 86 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2
Nr. 1 der Bauordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen – Landesbauordnung –

(BauO NRW) vom 1. März 2000 (GV.
NRW. S. 256), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 20. Mai 2014 (GV. NRW.
S. 294) – SGV. NRW. 232 –, und des § 7
der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.
NW. S. 666), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 15. November 2016 (GV.
NRW. S. 965) – SGV. NRW. 2023 –, wird
gemäß Beschluss des Rates der Stadt
Mönchengladbach vom 16. Februar 2017
folgender Erster Nachtrag zur Satzung der
Stadt Mönchengladbach über die Ge -
staltung von Werbeanlagen und Waren -
automaten im Innenstadtkern Rheydt vom
17. Dezember 2015 (Abl. MG S. 274) er-
lassen:

Artikel 1

1. § 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
„(1) Der räumliche Geltungsbereich
dieser Satzung liegt im Stadtbezirk
Süd im Stadtteil Rheydt und umfasst
die Rheydter Innenstadt. Diese wird
begrenzt durch den Rheydter Ring, der
im Norden entlang der Mühlenstraße,
im Osten entlang der Limitenstraße,
im Süden entlang der Moses-Stern-
Straße und im Westen entlang der
Wilhelm-Schiffer-Straße verläuft. Dabei
sind die Gebäude beidseits dieser
Straßen in den Geltungsbereich ein -
bezogen. Innerhalb des Geltungs -
bereichs ist ein Teilbereich als „Kern-
bereich Einzelhandel“ definiert. Dieser
Kernbereich umfasst die Bebauung
beidseits der Dahlener Straße zwi-
schen Wilhelm-Schiffer-Straße und
Friedrich-Ebert-Straße, die Bebauung
beidseits der Stresemannstraße zwi-
schen Friedrich-Ebert-Straße und Limi-
tenstraße und die Parzellen, die unmit-
telbar sowohl östlich an die Limiten-
straße als auch zugleich nördlich bzw.
südlich an die Gracht angrenzen. Der
räumliche Geltungsbereich der Sat-
zung, der auch den „Kernbereich Ein-
zelhandel“ beinhaltet, ist in der „Anlage
zu § 2 Abs. 1 – Räumlicher Geltungs-
bereich“ parzellen- und gebäudegenau
dargestellt. Die Anlage ist Bestandteil
dieser Satzung.“

2. § 8 Sätze 1 bis 3 erhalten folgende
Fassung:
„Der Kernbereich des Einzelhandels ist
in der „Anlage zu § 2 Abs. 1 – Räum -
licher Geltungsbereich“ verzeichnet.
Die Bezeichnung ist parzellen- und
gebäudegenau. Die Anlage ist Be-
standteil dieser Satzung (vgl. § 2
Abs. 1).“

3. Die „Anlage 1 – Straßenliste“ entfällt.

4. Die „Anlage 2 – Räumlicher Geltungs-
bereich“ wird durch die diesem Nach-
trag beigefügte „Anlage zu § 2 Abs. 1 –
Räumlicher Geltungsbereich“ ersetzt.

Artikel 2

Dieser Satzungsnachtrag tritt rückwirkend
zum 1. Januar 2016 in Kraft. 

29



Bekanntmachungsanordnung

Der vorstehende Nachtrag wird hiermit
öffentlich bekannt gemacht. Auf die
Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1 der
Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen wird hingewiesen. Diese
Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs -
pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An -
zeigeverfahren wurde nicht durch -
geführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht -
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats -
beschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.“

Mönchengladbach, den 17. Februar 2017

Hans Wilhelm Reiners
Oberbürgermeister

Erster Nachtrag
zur Satzung der Stadt

Mönchengladbach über die
„mags Mönchengladbacher
Abfall-, Grün- und Straßen -

betriebe“ – Anstalt des
öffentlichen Rechts

vom 17. Februar 2017

Auf Grund der §§ 7 und 114a Abs. 2 der
Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 15. November 2016 (GV. NRW.
S. 966) – SGV. NRW. 2023 –, wird gemäß
Beschluss des Rates vom 16. Februar
2017 folgender Erster Nachtrag zur Sat-
zung der Stadt Mönchengladbach über
die „mags Mönchengladbacher Abfall-,
Grün- und Straßenbetriebe“ – Anstalt des
öffentlichen Rechts vom 22. September
2016 (Abl. MG S. 186) erlassen:

Artikel 1

§ 1 Abs. 4 erhält folgende Fassung:
„(4) Das Stammkapital beträgt 5.000.000
EUR (in Worten: fünf Millionen Euro).“

Artikel 2

Dieser Satzungsnachtrag tritt am Tage
nach der öffentlichen Bekanntmachung in
Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung

Der vorstehende Nachtrag wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. 

Gemäß § 115 Abs. 1 Satz 1 Buchst. h) der
Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen wurde der Satzungsnach-
trag der Bezirksregierung als untere staat-
liche Verwaltungsbehörde mit Schreiben
vom 24.01.2017 angezeigt.

Auf die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz
1 der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen wird hingewiesen.
Diese Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs -
pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An -
zeigeverfahren wurde nicht durch -
geführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht -
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats -
beschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechts-
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vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.“

Mönchengladbach, den 17. Februar 2017

Hans Wilhelm Reiners
Oberbürgermeister

Offenes Verfahren

Die Stadt Mönchengladbach – Fach -
bereich Gebäudemanagement, Abteilung
Planung –, 41050 Mönchengladbach, ver-
gibt im Offenen Verfahren

Art des Auftrages:
Bauauftrag

Art der Ausführung:
Gesamtschule Stadtmitte, Sanierung Alt-
bau, Dülkener Straße 85, 41068 Mön-
chengladbach

Art und Umfang der Leistung:
Akustik- und Trockenbauarbeiten mit Bei-
putz
-ca. 800 m² Akustikdecken
-ca. 200 m² Trockenestrich

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
10.04.2017 – 19.05.2017

Nebenangebote werden zugelassen:
bei gleichzeitiger Abgabe eines Haupt -
angebotes

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Eschweiler, Telefon: 02161/25-8882

Die Angebotsunterlagen sind digital er-
hältlich und einzusehen ab sofort auf der
Vergabeplattform www.evergabe.nrw.de
unter der Vergabenummer VI/V-2017-031

Bei Fragen zum Verfahren wenden Sie
sich bitte an das Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440 (Telefon 02161/
25-8014) oder E-mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de 

Ablauf der Angebotsfrist:
03.03.2017, 10.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 440

Die Submission findet am 03.03.2017,
10.30 Uhr, Verwaltungsgebäude Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440, statt.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten nicht
zugelassen (VOB).

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen
(ZVB) über die Zahlungsweise wird be-
sonders hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Bei -

träge zur Sozialversicherung und zur
Berufsgenossenschaft,

- Straf- oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren nach dem Schwarz -
arbeiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen

- Verpflichtungserklärungen gemäß den
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

Über diese Eigenerklärungen hinaus wer-
den folgende Unterlagen gefordert:

Bestätigung der Einwohnermeldebehörde
über die Beantragung der Erteilung eines
Auszuges aus dem Bundeszentralregister
(§ 30 Abs. 5 des Bundeszentralregister-
gesetzes), welcher
• auf Verlangen der Vergabestelle vorzu-

legen ist.
Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich

Die Erteilung des Auftrages kann von fol-
genden Nachweisen abhängig gemacht
werden:
• Nachweise zur Beitragsentrichtung zur

gesetzlichen Sozialversicherung und
der gemeinsamen Einrichtung der Ta-
rifvertragsparteien gemäß § 7 Tarif-
treue- und Vergabegesetz Nordrhein-
Westfalen

Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Zuschlagsfrist:
01.05.2017                  

Zu § 21a VOB/A: Vergabekammer
Rheinland, Spruchkörper Düsseldorf,
Am Bonneshof 35,  40474 Düsseldorf;
Tel.: 0211/475-0; 0211/475-3637; Fax:
0211/475-3989.

Datum der Absendung der europaweiten
Bekanntmachung an das Amt für amtliche
Veröffentlichungen der Europäischen
Gemeinschaften:10.02.2017

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt –

Offenes Verfahren

Die Stadt Mönchengladbach – Fach -
bereich Gebäudemanagement, Abteilung
Planung –, 41050 Mönchengladbach, ver-
gibt im Offenen Verfahren

Art des Auftrages:
Bauauftrag

Art der Ausführung:
Neubau 6. Gesamtschule
Neubau Klassentrakt Dülkener Str. 85

Art und Umfang der Leistung:
Putz- und Stuckarbeiten

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
April/Mai 2017 

Nebenangebote werden zugelassen:
nur bei gleichzeitiger Abgabe eines
Hauptangebotes

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Kopelke, Telefon: 02161/25-8925

Die Angebotsunterlagen sind digital er-
hältlich und einzusehen ab sofort auf der
Vergabeplattform www.evergabe.nrw.de
unter der Vergabenummer VI/V-2017-033

Bei Fragen zum Verfahren wenden Sie
sich bitte an das Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440 (Telefon 02161/
25-8014) oder E-mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de 

Ablauf der Angebotsfrist:
10.03.2017, 10.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 440

Die Submission findet am 10.03.2017,
10.30 Uhr, Verwaltungsgebäude Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Oberge-
schoss, Zimmer 440, statt.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten nicht
zugelassen (VOB).

Sicherheitsleistung:
5 %

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen
(ZVB) über die Zahlungsweise wird be-
sonders hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Bei -

träge zur Sozialversicherung und zur
Berufsgenossenschaft,

- Straf- oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren nach dem Schwarz -
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arbeiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen

- Verpflichtungserklärungen gemäß den
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

Über diese Eigenerklärungen hinaus wer-
den folgende Unterlagen gefordert:

Bestätigung der Einwohnermeldebehörde
über die Beantragung der Erteilung eines
Auszuges aus dem Bundeszentralregister
(§ 30 Abs. 5 des Bundeszentralregister -
gesetzes), welcher
• auf Verlangen der Vergabestelle vorzu-

legen ist.
Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich

Die Erteilung des Auftrages kann von fol-
genden Nachweisen abhängig gemacht
werden:
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung des Finanzamtes
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Krankenkasse
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Berufsgenossenschaft
• gültige Handwerkskarte/Bescheini-

gung der IHK
• Nachweise zur Beitragsentrichtung zur

gesetzlichen Sozialversicherung und
der gemeinsamen Einrichtung der Ta-
rifvertragsparteien gemäß § 7 Tarif-
treue- und Vergabegesetz Nordrhein-
Westfalen

• Umsatz der letzten 3 Geschäftsjahre
• Liste vergleichbarer Referenzobjekte
• jahresdurchschnittlich beschäftigte Ar-

beitskräfte der letzten 3 Jahre
• Angaben zur technischen Ausrüstung

für die Durchführung der Leistung
• Angaben zum für die Leistung und Auf-

sicht vorgesehenen technischen Per-
sonal

Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Zuschlagsfrist:
21.04.2017

Zu § 21a VOB/A: Vergabekammer
Rheinland, Spruchkörper Düsseldorf,
Am Bonneshof 35,  40474 Düsseldorf;
Tel.: 0211/475-0; 0211/475-3637; Fax:
0211/475-3989.

Datum der Absendung der europaweiten
Bekanntmachung an das Amt für amtliche
Veröffentlichungen der Europäischen
Gemeinschaften:16.02.2017

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt –

Offenes Verfahren

Die Stadt Mönchengladbach – Fachbe-
reich Gebäudemanagement, Abteilung
Gebäudetechnik –, 41050 Mönchenglad-
bach, vergibt im Offenen Verfahren

Bauauftrag

Art der Ausführung:
Gesamtschule Stadtmitte, 1. BA: Dülke-
ner Str. 85, 2. BA: Karl-Fegers-Str. 85

Art und Umfang der Leistung:
Blitzschutz- und Erdungsanlagen

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
16. KW 2017 – 16. KW 2018

Nebenangebote werden zugelassen:
nur bei gleichzeitiger Abgabe eines
Hauptangebotes

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Meichsner, Telefon: 02161/25-8983

Die Angebotsunterlagen sind digital er-
hältlich und einzusehen ab sofort auf der
Vergabeplattform www.evergabe.nrw.de
unter der Vergabenummer VI/V-2017-032

Bei Fragen zum Verfahren wenden Sie
sich bitte an das Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440 (Telefon 02161/
25-8014) oder E-mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de 

Ablauf der Angebotsfrist:
16.03.2017, 10.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 440

Die Submission findet am 16.03.2017,
10.30 Uhr, Verwaltungsgebäude Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440, statt.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten nicht
zugelassen (VOB).

Sicherheitsleistung:
5 % 

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen
(ZVB) über die Zahlungsweise wird be-
sonders hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Bei -

träge zur Sozialversicherung und zur
Berufsgenossenschaft,

- Straf- oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren nach dem Schwarz -
arbeiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen

- Verpflichtungserklärungen gemäß den
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

Über diese Eigenerklärungen hinaus wer-
den folgende Unterlagen gefordert:

Bestätigung der Einwohnermeldebehörde
über die Beantragung der Erteilung eines
Auszuges aus dem Bundeszentralregister
(§ 30 Abs. 5 des Bundeszentralregister-
gesetzes), welcher
• mit dem Angebot vorzulegen ist.
Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich

Die Erteilung des Auftrages kann von fol-
genden Nachweisen abhängig gemacht
werden:
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung des Finanzamtes
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Krankenkasse
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Berufsgenossenschaft
• gültige Handwerkskarte/Bescheini-

gung der IHK
• Nachweise zur Beitragsentrichtung zur

gesetzlichen Sozialversicherung und
der gemeinsamen Einrichtung der Ta-
rifvertragsparteien gemäß § 7 Tarif-
treue- und Vergabegesetz Nordrhein-
Westfalen

• Umsatz der letzten 3 Geschäftsjahre
• Liste vergleichbarer Referenzobjekte
• jahresdurchschnittlich beschäftigte Ar-

beitskräfte der letzten 3 Jahre
• Angaben zur technischen Ausrüstung

für die Durchführung der Leistung
• Angaben zum für die Leistung und Auf-

sicht vorgesehenen technischen Per-
sonal

Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Zuschlagsfrist:
15.05.2017

Zu § 21a VOB/A: Vergabekammer
Rheinland, Spruchkörper Düsseldorf,
Am Bonneshof 35,  40474 Düsseldorf;
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Tel.: 0211/475-0; 0211/475-3637; Fax:
0211/475-3989.

Datum der Absendung der europaweiten
Bekanntmachung an das Amt für amtliche
Veröffentlichungen der Europäischen
Gemeinschaften:15.02.2017

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt –

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – Fach -
bereich Gebäudemanagement, Abteilung
Baumanagement –, 41050 Mönchenglad-
bach, vergibt in öffentlicher Aus -
schreibung

Art des Auftrages:
Bauauftrag

Ort der Ausführung:
Kaiser-Friedrich-Halle – Wartungsgänge

Art und Umfang der Leistung:
Schlosserarbeiten

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
10.07.2017 – 18.08.2017

Nebenangebote werden zugelassen:
Nein

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Wenzel, Telefon: 02161/25-8958

Die Angebotsunterlagen sind digital er-
hältlich und einzusehen ab sofort auf der
Vergabeplattform www.evergabe.nrw.de
unter der Vergabenummer VI/V-2017-036

Bei Fragen zum Verfahren wenden Sie
sich bitte an das Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440 (Telefon 02161/
25-8014) oder  E-mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de 

Ablauf der Angebotsfrist:
23.03.2017, 10.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 440

Die Submission findet am  23.03.2017,
10.30 Uhr, Verwaltungsgebäude Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440, statt.

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVB)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Bei -

träge zur Sozialversicherung und zur
Berufsgenossenschaft,

- Straf- oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren nach dem Schwarz -
arbeiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen

- Verpflichtungserklärungen gemäß den
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

Über diese Eigenerklärungen hinaus wer-
den folgende Unterlagen gefordert:

Bestätigung der Einwohnermeldebehörde
über die Beantragung der Erteilung eines
Auszuges aus dem Bundeszentralregister
(§ 30 Abs. 5 des Bundeszentralregister-
gesetzes), welcher
• mit dem Angebot vorzulegen ist.
Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich

Die Erteilung des Auftrages kann von fol-
genden Nachweisen abhängig gemacht
werden:
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung des Finanzamtes
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Krankenkasse
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Berufsgenossenschaft
• gültige Handwerkskarte/Bescheini-

gung der IHK
• Nachweise zur Beitragsentrichtung zur

gesetzlichen Sozialversicherung und

der gemeinsamen Einrichtung der Ta-
rifvertragsparteien gemäß § 7 Tarif-
treue- und Vergabegesetz Nordrhein-
Westfalen

• Umsatz der letzten 3 Geschäftsjahre
• Liste vergleichbarer Referenzobjekte
• jahresdurchschnittlich beschäftigte Ar-

beitskräfte der letzten 3 Jahre
• Angaben zur technischen Ausrüstung

für die Durchführung der Leistung
• Angaben zum für die Leistung und Auf-

sicht vorgesehenen technischen Per-
sonal

Zuschlagsfrist:
04.05.2017

Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Zu VOB/A § 12 Abs. 1 Nr. 2 w): Bezirks -
regierung Düsseldorf – Dezernat 34 –,
Postfach 30 08 65, 40408 Düsseldorf

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt –

Einladung

Die Mitglieder der Jagdgenossenschaft
Mönchengladbach 1 werden hiermit ein-
geladen zur Hauptversammlung am

Donnerstag, dem 30. März 2017 –
20.00 Uhr

im Haus Heiligenpesch,
Mönchengladbach-Hehn

Tagesordnung
1. Eröffnung und Begrüßung
2. Niederschrift über die Hauptversamm-

lung vom 31.03.2016
3. Bericht über die Tätigkeit

des Vorstandes
4. Jahresrechnung 2016/2017
5. Bericht der Kassenprüfer
6. Genehmigung der Jahresrechnung

2016/2017
7. Entlastung des Vorstandes und des

Kassenführers
8. Wahl eines Kassenprüfers
9. Haushaltsplan 2017/2018
10. Veränderungen im Revier III 

– Gerkerath –
11. Umsatzsteuerpflicht

für Jagdgenossenschaften
12. Genehmigung von Jagderlaubnis-

scheinen
13. Verschiedenes

gez. Walter Pflipsen (Vorsitzender)
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Aufgebot
eines Sparkassenbuches

Für das nachstehend aufgeführte ver -
lorengegangene Sparkassenbuch, aus -
gestellt von der Stadtsparkasse Mön-
chengladbach, ist die Kraftloserklärung
beantragt worden:

Sparkassenbuch-Nr.:

3500965896

Der/Die Inhaber/in des vorgenannten
Sparkassenbuches wird aufgefordert,
binnen drei Monaten, spätestens am
8. Mai 2017, seine/ihre Rechte an -
zumelden und das Sparkassenbuch
vorzulegen, andernfalls wird dieses für
kraftlos erklärt.

Mönchengladbach, den 9. Februar 2017

STADTSPARKASSE
MÖNCHENGLADBACH
Der Vorstand

Kraftloserklärung
eines Sparkassenbuches

Das nachstehend aufgeführte verloren -
gegangene Sparkassenbuch, ausgestellt
von der Stadtsparkasse Mönchenglad-
bach, wurde am 10. Februar 2017 durch
Beschluss des Sparkassenvorstandes für
kraftlos erklärt:

Sparkassenbuch-Nr.:

3402693547

Dieser Beschluss des Sparkassen -
vorstandes kann nur durch Klage nach
Maßgabe der §§ 957, 958 ZPO angefoch-
ten werden.

Mönchengladbach, den 10. Februar 2017

STADTSPARKASSE
MÖNCHENGLADBACH
Der Vorstand

Kraftloserklärung
eines Sparkassenbuches

Das nachstehend aufgeführte verloren -
gegangene Sparkassenbuch, ausgestellt
von der Stadtsparkasse Mönchenglad-
bach, wurde am 10. Februar 2017 durch
Beschluss des Sparkassenvorstandes für
kraftlos erklärt:

Sparkassenbuch-Nr.:

3411098860

Dieser Beschluss des Sparkassen -
vorstandes kann nur durch Klage nach
Maßgabe der §§ 957, 958 ZPO angefoch-
ten werden.

Mönchengladbach, den 10. Februar 2017

STADTSPARKASSE
MÖNCHENGLADBACH
Der Vorstand
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